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anfangs schien es, als ergäbe der Verfall des finanzsystems in
den Jahren 2008 und 2009 eine ernste Krise der wirtschaftstheorien, die
seit den späten 1970er Jahren im westen und großenteils auch im rest
der welt geherrscht hatten. man nennt diese eorien „Neoliberalismus“.
sie treten in vielerlei arten auf, doch in allen steckt die Kernthese, dass
freie märkte, in denen Individuen ihre materiellen Interessen maximal
befriedigen, die beste möglichkeit bieten, wohlstand zu schaffen; und
dass märkte deshalb sehr viel höher zu schätzen sind als der staat und die
öffentliche Politik.

Die finanzkrise hat diese eorien insbesondere deshalb erneut thema-
tisiert, weil die führenden Banken der welt in den crash verwickelt
waren. sie, als „profit-maximizers“, sind in diesem reinsten aller märkte
tätig. wie konnte es also geschehen, dass ihre aktivitäten nicht im allge-
meinen Interesse lagen? wie konnten die heutigen finanzmärkte, wahr-
scheinlich die historisch höchstentwickelte form des marktes, auf
schwierigkeiten solch außerordentlicher art treffen? Die ausgefeiltesten
wirtschaftstheorien hatten ganz klar und eindeutig bewiesen, dass freie
finanzmärkte sich immer selbst korrigieren können und müssen. warum
hatten es die Banken dann nötig, dass die regierungen sie mit vielen mil-
liarden Dollar, dem geld ihrer Bürger, so schnell wie möglich retten
mussten, wo doch alle herrschenden Ideen, ja die regierungen selbst uns
versichert hatten, regierung und staat seien bei weitem nicht so leistungs-
fähig wie unternehmen im markt? und warum hatten die regierungen
die forderungen der Banken so leicht und rasch übernommen? Ist es wirk-
lich wahr, dass die großen Banken „too big to fail“ sind und dass regie-
rungen und steuerzahler ihnen zu Hilfe eilen müssen, wenn sie in der
Krise stecken? wenn ja, heißt das nicht, dass es strenge größenbeschrän-
kungen des marktes geben müsste und dass es in den wichtigsten Behaup-
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tungen des Neoliberalismus einige schwarze löcher gibt? sehen wir in
solchen misserfolgen nicht sogar das ende der Hegemonie des Neolibe-
ralismus?
meine antwort: nein. Der real existierende (nicht der ideologisch reine)

Neoliberalismus legt sich nie so eindeutig auf den freien markt fest, wie
man gern behauptet. seine hauptsächliche empirische – wenn nicht sogar
theoretische – festlegung ist die Herrschaft der großen Konzerne über
das öffentliche leben. Die Konfrontation zwischen dem markt und dem
staat, die in so vielen gesellschaften vordergründig  den politischen Kon-
flikt auszulösen scheint, verhüllt die existenz dieser dritten macht, der
Konzerne, die in der tat größer ist als die von staat und markt. Die Po-
litik des frühen 21. Jahrhunderts setzt eine tendenz fort, die schon am
ende des 20. Jahrhunderts begonnen hat: wir haben nicht so sehr eine
„Konfrontation“, sondern vielmehr eine reihe – wie man sagen könnte
– „komfortabler arrangements“ zwischen allen dreien: markt, staat, Kon-
zerne. unser Verständnis von wirtschaftspolitik muss sich entsprechend
ändern, wenn wir die neue lage erfassen wollen, und sich in den Bereich
jenseits der Kontroverse „staat gegen markt“ begeben.

am offensichtlichsten wird die politische macht der Konzerne
im lobbyismus, der in den usa weit entwickelt ist, aber inzwischen zu-
gang zu vielen anderen gesetzgebern der demokratischen oder auch der
undemokratischen welt gefunden hat. Deutlich erkennbar ist diese
macht ebenso in der fähigkeit transnationaler Konzerne, „regime shop-
ping“ zu betreiben – das heißt: sie können jederzeit unter verschiedenen
ländern wählen, um für ihre Investitionen die günstigste ausgangslage
zu finden; sie verhandeln mit regierungen um niedrige steuern und we-
niger regulierungen. Diese offensichtlichen aktivitäten werden noch
durch andere, subtilere faktoren verstärkt: 
erstens finden wir bei vielen regierungen die tendenz, die eigenen

(staatlichen) tätigkeiten und Dienstleistungen in private firmen auszu-
lagern. Heute ermutigt die offizielle Politik der europäischen union ge-
radezu dieses weiterreichen ihrer aufgaben. In solchen neuen märkten
für öffentliche bzw. sozialstaatliche leistungen (mit nur wenigen anbie-
tern) gibt es normalerweise nur einen Kunden: Das ist der staat. Die Bür-
ger selbst sind keine Kunden, sie sind nur „Nutzer“ der privaten Dienste.
Hier entstehen zwei Probleme: solche märkte sind kaum jemals „voll-
kommene märkte“; und die marktakteure gewinnen an einfluss auf die
Politik, weil sie bei komplizierten Dienstleistungen nie als „bloße liefe-
ranten“ fungieren können.
als zweites erfolgte die erfindung der sogenannten corporate social

responsibility (csr), wobei firmen Verantwortung für soziale und öko-
logische folgen ihrer aktivitäten übernehmen, die in den öffentlichen
Bereich hineinragen und nicht den Kern ihrer wirtschaftlichen tätigkeit
bilden. Hier beginnen unternehmen, öffentliche Politik zu machen, weil
sie selbst entscheiden, welche sozial- oder umweltfragen als relevant und
ernstzunehmend anzusehen sind.
Drittens kommen wir erneut auf das ema zurück, mit dem wir ange-

fangen haben: dass nämlich die finanzkrise von 2008/09 die macht der
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großen, besonders der finanz-Konzerne angeblich unter-
graben, sie in wahrheit jedoch nur noch verstärkt hat. Die
entscheidung, dass die großen Banken „too big to fail“ wa -
ren, sagt ja nichts anderes, als dass regierungen von ihnen
abhängig geworden sind und alles tun würden, um ihnen
zu helfen. als weitere folge der Krise haben wir heute eine
kleinere zahl von noch größeren Banken im markt, oft zu
gruppen zusammengeschlossen, die teilweise mithilfe der

regierungen gebildet wurden. Der finanzsektor wird auf diese weise ein
monopolistischer und politiknaher wirtschaftszweig – und vermutlich
der wichtigste überhaupt.
In meinem Buch Postdemokratie (2008) habe ich einige dieser fragen

kurz diskutiert. Dort habe ich die macht der globalen Konzerne als einen
unter verschiedenen faktoren beschrieben, die, meiner meinung nach,
unsere Demokratien ausgehöhlt haben. entwicklungen seitdem machen
es nötig, zu diesem ema zurückzukehren. Dies geschieht in meinem
neu en Buch, Das befremdliche Überleben des Neoliberalismus (september
2011). wir müssen klar sehen, was mit der Demokratie und der Politik
geschieht, wenn große Konzerne nicht nur von außen starken Druck auf
politische Prozesse ausüben, sondern deren wichtigste akteure werden,
vielleicht sogar deren wichtigste „Bürger“. Keine wirtschafts- bzw. Poli-
tiktheorie versucht, diese neue situation zu verteidigen; und doch ist sie
eine zentrale wirklichkeit unseres öffentlichen lebens geworden.

ein seltsames ergebnis ist, dass nun neben der Demokratie
auch der markt zum opfer wird. Das kommt uns deshalb erstaunlich
vor, weil die meisten politischen Debatten keinen unterschied machen
zwischen dem markt und den Konzernen; beide sind ganz einfach er-
scheinungsformen des wirtschaftslebens. aber genau darin, in diesem
Nicht-erkennen eines unterschieds, liegen viele unserer Probleme. Der
bisherige zweikampf zwischen „staat“ und „markt“ wirkt dadurch gera-
dezu obsolet. Vielmehr müsste man von einem Dreiecksverhältnis spre-
chen, über die Beziehungen zwischen staat, markt und Konzernen.
allerdings gefällt mir der Begriff „komfortables arrangement“ besser.
Dieses arrangement kommt teils dadurch zustande, dass die politisierten
Konzerne die anderen beiden mitspieler im Dreieck zu gruppieren ver-
suchen, und teils dadurch, dass wir ohne ein solches arrangement offen-
bar nur eine armselige, ja grausame gesellschaft hätten, in der mindestens
einer der drei mitspieler funktionslos wäre. man braucht sich doch nur
einmal vorzustellen, wie öd und leer ein leben wäre ohne eine regierung,
ohne die möglichkeit, auf dem markt jederzeit alle möglichen güter und
Dienstleistungen zu kaufen, oder gar ohne mega-unternehmen, die die
neueste technologie und weltumspannendes riesenwachstum zu ihrem
eigenen Vorteil zu nutzen verstehen.
man kann nun aber nicht aufgrund einer analyse der macht der groß-

unternehmen argumentieren, dass wir sie irgendwie „loswerden“ sollten,
d.h. eine wirtschaft ohne sie betreiben sollten. Vielleicht würden die
ideologisch strengsten marktliberalen und ebensolche marxisten sich eine
solche welt wünschen; doch träumen beide, hier ungewöhnlich arm in
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arm, einen traum aus der Vergangenheit. stattdessen werden wir die
existenz und die macht der Konzerne, ebenso ihren zerstörerischen ein-
fluss auf markt und staat in ganz bestimmter weise erst einmal hinneh-
men müssen. aber wir müssen lernen, die auswirkungen dieser
machtfülle beim Namen zu nennen und ihnen entgegenzutreten. Dazu
brauchen wir eine „vierte Kraft“ – die Kraft der lebendigen, obwohl noch
kleinen schwingungen der zivilgesellschaft, konkret: die Kraft der Bür-
gerbewegungen. gewiss können sie die macht der Konzerne nicht ein-
fach beseitigen; sie können aber die untaten und missbräuche des
Dreieck-arrangements aufdecken, kritisieren, öffentlich beschreiben. Das
verspricht zwar noch keine neue gesellschaft anstelle des „spätkapitalis-
mus“; aber sie kann ein besseres leben ermöglichen, ein besseres jeden-
falls, als staaten und Konzerne allein es je schaffen können.

Die sogenannte „chicago school“ in der rechts- und wirt-
schaftswissenschaft hat seit den 70er Jahren argumentiert, dass eine wett-
bewerbs- und wirtschaftsordnung mit einer Vielzahl an konkurrierenden
unternehmen nicht nötig sei, um den wohlstand der Verbraucher zu
garantieren; es sei für die Verbraucher viel wichtiger, ihren wohlstand
zu erhöhen, und nicht, unter immer mehr gütern und Dienstleistungen
wählen zu können. Der wohlstand würde sich nämlich auch dann er-
höhen, wenn die Produktionskosten reduziert würden; und normaler-
weise seien die großen Konzerne ja gerade dadurch leistungsfähiger, dass
sie niedrigere Produktionskosten hätten als die kleineren firmen. 
größere Konzerne, geringere auswahl, höherer wohlstand: Dieses ar-

gument ist zwar nicht herrschende lehre geworden (denn immerhin ei-
nige wirtschaftswissenschaftler lehnen den gedanken ab, größere
unternehmen, entstanden aus fusionen und erwerbungen, seien immer
und in jeden fall leistungsfähiger). Doch gewann das argument starken
einfluss, besonders im us-amerikanischen und – später und weniger –
im europäischen wettbewerbsrecht wie überhaupt im allgemeinen Ver-
ständnis von wirtschaft. gleichwohl unterscheidet diese lehre nicht zwi-
schen dem markt und den Konzernen, und außerdem sieht sie es als
wichtiger an, dass es möglichst viele unternehmen geben müsse und
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nicht notwendigerweise reine oder vollkommene märkte. Besonders gut
erkennbar ist dies bei der Privatisierung der öffentlichen Dienste.

selbst wenn eine solche eorie des oligopolistischen Kapita-
lismus und der Priorität der wohlstandsmaximierung wirtschaftlich sinn-
voll wäre, sind ihre politischen folgen unter jedem demokratischen
Blickwinkel unannehmbar. wenn man der neoliberalen bzw. chicago-
liberalen lehre folgt, darf es keine Verbindungen oder Beziehungen zwi-
schen wirtschaft und Politik geben. Deshalb wollte das chicagoer
Kapitalismus-modell überhaupt keine politischen Konsequenzen zulassen
außer der einen: dem erwünschten Verfall der politischen einmischung
in die wirtschaft. aber das ist höchst naiv. wirtschaftlicher erfolg, be-
sonders erfolg in oligopolistischen märkten, schafft ressourcen, die po-
litisch genutzt werden können. sodann gebraucht man diese macht, um
weitere wirtschaftliche Vorteile zu gewinnen, und dann kann man die
gewinne dieser Vorteile weiter politisch nutzen, usw.: eine sich nach
oben schraubende spirale.
Der klassische britische und us-amerikanische wirtschafts-liberalis-

mus hat immer einen markt mit einer großen menge von unternehmen
befürwortet, von denen keines dominant werden sollte; ebenso eine politi-
sche welt mit vielzähligen Interessen, von denen keines beherrschend
werden sollte – sei es durch wirtschaftliche oder auch politische mittel.
Der deutsche ordoliberalismus entwarf in ähnlicher weise freie märkte
innerhalb eines rechtssystems, das das überleben eines unabhängigen
mittelstandes gewährleisten würde, der vor der politischen Vorherrschaft
entweder des „großkapitals“ oder einer „großen“ arbeiterklasse geschützt
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wäre. folgt man dem ordoliberalismus, so sind Konzentra-
tionen politischer und wirtschaftlicher macht in jedem fall
zu vermeiden. Nun gehört zwar, vielleicht nur scheinbar, die zeitge-
nössische Version des liberalismus (der Neoliberalismus mit großen
Konzernen, unter ihnen die mächtigen lieferanten der öffentlichen
Dienstleistungen) zur liberalen politischen familie. aber der Neo -
liberalismus bietet keine entsprechenden mechanismen, die eine
Begrenzung der wirtschaftlichen macht gewährleisten könnten. Da
ist immer nur von der Begrenzung staatlicher einmischung in die
wirtschaft die rede, nie aber davon, dass auch die einmischung der
wirtschaft in die Politik begrenzt werden muss.

ein wichtiger aspekt dieses Problems ist, dass die normalen
träger kritischer Bewegungen gegen die macht des privaten reich-
tums – politische Parteien auf der linken seite des spektrums – in
diesem fall nicht zuverlässig sind. erstens brauchen sie selbst geld,
und die Konzerne sind wichtige Quellen für diese ressource gewor-
den; jede Partei, die sich ernstnimmt, muss freunde in den großen
Konzernen haben. zweitens müssen alle Parteien, die regierungsfä-
hig sind oder werden wollen, mit den globalen Konzernen „regime
shopping“ spielen. Dies macht die möglichkeit einer kritischen Be-
trachtung der Konzerne eher unwahrscheinlich. man braucht sich nur
vor augen zu halten, dass Konzerne sich gern global oder zumindest
transnational „aufstellen“; Parteien hingegen, auch in europa, sind
sehr national geblieben. und drittens haben sich fast alle Politiker zu der
neoliberalen ese bekehren lassen, dass private firmen fast immer leis-
tungsfähiger seien als regierungen.
an diesem Punkt treten Bürgerinitiativen und zivilgesellschaftsgruppen,

die die aktivitäten der großen Konzerne verfolgen und aufdecken, auf
die Bühne. weniger kompromittiert als die Parteien, aber auf einer trans-
nationalen ebene oft fähiger als diese, bringen sie frischen wind in die
sze ne. Viele von ihnen haben sehr rasch gelernt, wie sie mit dem Internet
und anderen elektronischen medien aufmerksamkeit erringen können.
Das Verhalten der Konzerne wird durch diese gruppen zu einer wesent-
lich politischen frage gemacht; und die Konzerne selbst werden zu poli-
tischen akteuren, die auf Kritik eine antwort finden müssen. 

es ist eigentlich paradox: unter dem Neoliberalismus ist die
wirtschaftliche rolle des staats kleiner geworden. Doch das heißt nicht,
dass öffentliche fragen an die wirtschaft einfach „verschwinden“; sie ver-
schwinden deshalb nicht, weil sie wichtig sind. mit der abwesenheit des
staates vermindert sich aber auch der politische schutz für die Konzerne.
unter einer „normalen“ liberal-kapitalistischen Politik werden politische
Konflikte, die das wirtschaftliche Verhalten betreffen, zu einem streit der
Parteien und der regierungen. Die Parteien haben kräftige motive dafür,
einander immer die schuld für alles mögliche zu geben. sie interessieren
sich viel weniger dafür, unternehmen, bekanntlich keine politischen
Konkurrenten, in den streit zu verwickeln. also fahren die Konzerne in
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aller ruhe fort, geld zu machen, und überlassen alle Konflikte und Kon-
troversen den politischen Parteien. 
für die Bürgerinitiativen stellt sich die situation ganz anders dar. sie

sind keine Kandidaten bei wahlen und haben es deshalb nicht nötig, alle
Probleme zu Parteikonflikten zu machen. sie suchen die schuldigen, wo
die schuldigen zu finden sind. und das macht Konzerne und unterneh-
men oft zu angeklagten. Paradoxerweise hat die csr diese tendenz auch
noch verstärkt. ursprünglich ein merkmal der Dominanz der großen
Konzerne über die Politik, ein merkmal ihrer Deutungshoheit, die ta-
gesordnung für öffentliche fragen zu definieren, kann sie jetzt den Kon-
zernen oft schwierigkeiten machen, weil sie doch so etwas wie eine
Bereitschaft zu gesellschaftlicher Verantwortung signalisiert.
Vielleicht behaupten die unternehmen, dass sie soziale Verantwortung

tragen, nur aus werbe-gründen. Ist die Behauptung aber einmal in der
welt, wird sie zu einem argument, das andere in Debatten benützen
können. auf dieser weise entsteht ein neues Politikfeld, mit Debatten
und Kritik zwischen firmen und Bürgerinitiativen.
man sollte sich von solcher Begeisterung nicht hinreißen lassen. schlag-

kraft und ressourcen dieser Initiativen sind klein, die der Konzerne ver-
gleichsweise unendlich. Die Initiativen, ja ihre chefs selbst sind
korrumpierbar, denn wie die Parteien brauchen sie geld, und auch für
sie können Konzerne zu einer geldquelle werden. Der kleine Vorsprung
der Initiativen, dass sie das Internet besser als die großen Interessen-
mächte zu verstehen scheinen, wird nicht lange halten. aber heute haben
sie ihn noch, und sie müssen ihn nutzen.

Ich sprach von dem „komfortablen arrangement“ im Dreieck
zwischen markt, staat und Konzernen. Haben wir vielleicht tatsächlich
schon ein „unbequemes Viereck“ – markt, staat, Konzerne und Bürger-
initiativen? Die vierte seite dieses Vierecks ist gewiss noch schwächer als
die anderen drei. sie schenkt uns aber, wenn schon keine echte neue De-
mokratie, dann zumindest ein lebendigeres politisches leben und eine
offenere tagesordnung.
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